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Einleitung

Die europäisch-russischen Beziehungen 
befi nden sich im freien Fall, ein „Verdienst“ 
der seit einigen Jahren immer dezidierter 
anti-russisch agierenden Politik der Euro-
päischen Union. Hierdurch wurde eine 
Eskalationsspirale in Gang gesetzt, die im 
schlimmsten Fall in einen Neuen Kalten 
Krieg münden könnte und dessen erste 
Konturen bereits heute zutage treten. Hier-
bei stehen sich erneut die Europäischen 
Union als (Junior)Partner der USA und 
Russland gegenüber, das seinerseits neue 
Verbündete sucht und fi ndet. 

Aufgrund ihrer zentralen Bedeutung ist 
die Energiepolitik zum zentralen Schau-
platz geworden, auf dem die machtpo-
litische Auseinandersetzung derzeit am 
off ensten ausgetragen wird. War vor nicht 
allzu langer Zeit noch die Rede von einer 
gemeinsamen Energiepartnerschaft zwi-
schen der Europäischen Union und Rus-
sland, so lässt sich mittlerweile sagen, dass 
ein regelrechter Energiekrieg ausgebrochen 
ist, in dem beide Seiten mit harten Banda-
gen kämpfen. Die jeweiligen Strategien in 
dieser Auseinandersetzung sollen in dieser 
Studie exemplarisch für den Gasbereich 
untersucht und in den größeren Zusam-
menhang der sich abzeichnenden Blockbil-
dung eingebettet werden.

Europa hängt am (russischen) Gastropf

Durch die Konzentration der weltweiten 
Energievorkommen auf immer weniger 
Erzeugerländer wachsen deren Chancen 
- und damit die Bereitschaft -, die eige-
nen Ressourcen auch als machtpolitisches 
Druckmittel einzusetzen. Aus diesem 
Grund warnte bereits die im Dezember 
2003 verabschiedete „Europäische Sicher-
heitsstrategie“ vor der wachsenden Abhän-
gigkeit von Energieimporten, ein Aspekt, 
der von der EU-Kommission in ihrem 
2006 verabschiedeten „Grünbuch: Eine 
europäische Strategie für nachhaltige, wett-
bewerbsfähige und sichere Energie“ erneut 
mit aller Deutlichkeit unterstrichen wurde: 
„Unsere Importabhängigkeit nimmt zu. 
Wenn wir die heimische Energieerzeugung 
nicht wettbewerbsfähiger machen, wird der 
Energiebedarf der Union in den nächsten 

20 bis 30 Jahren zu 70 % (statt wie derzeit 
zu 50 %) durch Importe gedeckt werden, 
wobei einige aus Regionen stammen, in 
denen unsichere Verhältnisse drohen.“1 

Ein Hauptgrund hierfür sind die rapide 
zur Neige gehenden EU-Vorkommen (v.a. 
in der Nordsee), was zu einer Deckungs-
lücke führt, die vor allem über Gas geschlos-
sen werden soll. Deshalb prognostiziert 
die EU-Kommission, dass sich die Impor-
tabhängigkeit im Gasbereich in 25 Jahren 
sogar auf 80% erhöhen wird. Da bereits 
heute fast ein Drittel der EU-Gasimporte 
aus Russland stammen und dieser Anteil 
sich mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit künftig stark erhöhen wird, 
wird dies vor dem Hintergrund wachsender 
europäisch-russischer Konfl ikte mittler-
weile als ernste Sicherheitsbedrohung ein-
gestuft. 

Dies gilt umso mehr, seit deutlich wurde, 
dass Moskau in Konfl iktfällen durchaus 
gewillt ist, einem Land durch die Einstel-
lung der Energieversorgung buchstäblich 
den Saft abzudrehen. In diesem Zusam-
menhang gehen angesichts der off ensicht-
lichen russischen Versuche, die europäische 
Energie- und insbesondere die Gasver-
sorgung auf sich zu monopolisieren, die 
Alarmglocken an, wie ein Kommentar der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung verdeut-
licht: „Denn die Petrogroßmacht Russland 
ist nicht (mehr) so verlässlich, wie das 
gern behauptet wird. Und die wachsende 
Abhängigkeit von russischer Energie lässt 
das Konfl iktpotential mitwachsen. Was 
folgt daraus? Sicher nicht, die Abhängigkeit 
so weit zu steigern, bis russische Monopo-
listen die strategische Kontrolle über die 
deutsche und europäische Energieversor-
gung und -sicherheit erlangen.“2 Mit zwei 
Strategien versucht die Europäische Union 
dem entgegenzuwirken: „Diversifi zierung“ 
und „Liberalisierung“. 

Die gescheiterte EU-Liberalisierungs-
strategie

Liberalisierung basiert einerseits auf der 
Hoff nung, durch eine Öff nung des bislang 
relativ geschlossenen EU-Energiemark-
tes für mehr Wettbewerb, eine Steigerung 
der Energieeffi  zienz und eine Senkung der 
Preise zu erreichen. Andererseits wird unter 

Der Russisch-Europäische Erdgaskrieg 
NABUCCO, die Gas-OPEC und die Konturen des Neuen 
Kalten Krieges 

von Jürgen Wagner

diesem Stichwort auch versucht, möglichst 
große Anteile des russischen Öl-, Gas- und 
Transportsektors zu übernehmen.

Als primäres Mittel hierfür sollte die so 
genannte Energie-Charta fungieren, ein 
1994 von Russland zwar unterzeichneter 
aber bislang noch nicht ratifi zierter Vertag. 
Tatsächlich gibt es auch kaum einen plau-
siblen Grund, weshalb Moskau der Charta 
zustimmen sollte: „Allerdings dürfte das 
EU-Verlangen nach einer Liberalisierung 
der russischen Gasindustrie für Russland 
so kaum hinnehmbar sein. Denn dahin-
ter verbirgt sich das Ziel der europäischen 
Energiewirtschaft, die russischen Energie-
ressourcen nicht nur zu nutzen, sondern 
auch zu besitzen. Der Schlüssel dafür ist der 
Energie-Charta-Vertrag. [...] Er verpfl ichtet 
die Unterzeichner auf die Privatisierung 
der Ressourcenvorräte wie der Transitwege, 
sowie auf den freien Transfer der in einem 
Land erwirtschafteten Gewinne.“3 Der Ver-
dacht, das Hauptziel der Charta bestehe 
darin, sich die russischen Bodenschätze 
unter den Nagel zu reißen, erhärtet sich, 
angesichts der Aussage von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel, ein vorrangiges Interesse 
der Europäischen Union sei es, „Eigentums-
rechte an russischen Erdgasfeldern oder an 
deren Ausbeute zu erwerben.“4

Schon vom russischen Ausverkauf unter 
Boris Jelzin profi tierten nicht nur die Olig-
archen, sondern auch westliche Konzerne, 
die sich insbesondere auch im Energiesektor 
einkauften. So befi nden sich bereits heute 
26% des russischen Ölsektors in ausländi-
scher Hand.5 Während die Energie-Charta 
also darauf abzielt, auch die restlichen bis-
lang staatlichen Energiekonzerne sukzes-
sive zu übernehmen, setzt Moskau derzeit 
auf breiter Front zum energiepolitischen 
Gegenschlag an.

Russlands energiepolitische Off ensive
Der Energiesektor ist neben dem Atom-

waff enbereich einer der wenigen macht-
politischen Trümpfe Russlands: „Präsident 
Putin [...] sieht die Energiepolitik als Instru-
ment, um Russland wieder zur Weltmacht 
zu machen.“6 Ein wesentliches Element 
hierfür ist der off ensichtliche Versuch, die 
europäische Gasversorgung so weit wie 
möglich auf sich zu monopolisieren. In 
diesem Zusammenhang verfolgt Moskau 
ein ganzes Bündel an Strategien: Verstärkte 
staatliche Kontrolle der eigenen Energie-
versorgungs- und Transportunternehmen; 
Zurückdrängung in Russland operierender 
westlicher Firmen; schrittweise Übernahme 
der osteuropäischen Energie- und Trans-
portunternehmen; und als letzten Schritt, 
gerade in jüngster Zeit, der Einkauf in den 
westeuropäischen Energiesektor. Zudem ist 
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Russland bestrebt, vor allem die zentralasia-
tischen Reserven langfristig an das eigene 
Leitungsnetz zu binden, worauf weiter 
unten nochmals gesondert eingegangen 
wird.

Re-Nationalisierung des russischen 
Energiesektors

Im Zentrum der russischen Energiestrate-
gie steht der Konzern Gasprom, der etwa 
90% der russischen Gasförderung auf 
sich vereint. Das Unternehmen hält einen 
25%igen Anteil an der Weltgasproduktion 
und verfügt über das Monopol in den Berei-
chen Produktion, Transport und Export 
von russischem Erdgas. Für den russischen 
Präsidenten Wladimir Putin ist Gasprom 
damit ein zentrales machtpolitisches Instru-
ment, das es zu nutzen gilt, „eine mächtige 
politische und ökonomische Einfl ussmög-
lichkeit über den Rest der Welt.“7

Aus diesem Grund feuerte er bereits unmit-
telbar nach seiner Wahl im Jahr 2000 den 
damaligen Gasprom-Chef Rem Wyachirew 
und berief einen engen Vertrauten, Alexej 
Miller, an die Spitze des Unternehmens. 
Ziel war es einerseits aus dem „Selbstbe-
dienungsladen“ (so der Russland-Experte 
Alexander Rahr), zu dem Wyachirew und 
sein Vorgänger Viktor Tschernomyrdin 
den Konzern in den 90ern gemacht hatten, 
erneut ein strategisch agierendes Unter-
nehmen zu machen. Auf der anderen Seite 
sollte der auf 38 Prozent gesunkene staat-
liche Anteil am Konzern wieder erhöht 
werden. Im Wesentlichen war diese Stra-
tegie erfolgreich, mittlerweile hat Moskau 
die Aktienmehrheit wiedererlangt und setzt 
den Konzern mehr und mehr als machtpo-
litisches Instrument ein. 

Während also Moskaus Energieoff en-
sive schon länger begonnen hatte, kam sie 
ab 2003 so richtig ins Rollen. Zwar zielte 
diese Off ensive primär auf den Ölsektor, 
sie ist aber auch für den Gasbereich von 
Relevanz, da sie für die Intensivierung einer 
strategisch-machtpolitischen Energiepolitik 
steht: „Die Wende im Poker der Metropo-
len-Multis um Russlands Energieschätze 
ist auf das Jahr 2003 zu datieren. Mit der 
Verhaftung Chodorkowskis, des Eigen-
tümers der Ölfi rma Yukos im Jahr 2003, 
schob Präsident Putin dem Ausverkauf 
der russischen Energiequellen buchstäb-
lich einen Riegel vor. Vorwand war die, 
wohl tatsächliche, Steuerhinterziehung von 
Yukos. Der eigentliche Grund war, dass der 
Kreml befürchtete, die Kontrolle über die 
strategisch wichtigen Öl- und Gasvorkom-
men und Pipeline-Routen, zu verlieren. 
Yukos wollte mit Sibneft, dem Ölkonzern 
des Oligarchen Abramowitsch, fusionie-
ren, womit die bei weitem größte russische 

Ölfi rma entstanden wäre. Ein Aktienpa-
ket von 40 bis 50 Prozent sollte für rund 
fünfzehn Milliarden Dollar an ExxonMobil 
verkauft werden.“ Nachdem Yukos durch 
Steuernachforderungen in Höhe von 28 
Mrd. $ zum Verkauf gezwungen wurde, ver-
leibte sich schließlich der staatliche Ölkon-
zern Rosneft wichtige Teile des Konzerns 
ein. Seit Ende 2005 auch noch der Abra-
mowitsch-Konzern Sibneft für mehr als 13 
Mrd. $ von Gasprom übernommen wurde, 
„kontrolliert der Staat über Gasprom und 
Rosneft nun etwa vierzig Prozent der russi-
schen Ölförderung.“8

Zurückdrängung in Russland operieren-
der westlicher Firmen

Neben der Re-Nationalisierung der russi-
schen Unternehmen arbeitet Moskau auch 
aktiv daran, den Zugriff  westlicher Kon-
zerne auf die eigenen Ressourcen zu ver-
ringern: „Im Herbst 2006 verabschiedete 
der Kreml ein Gesetz, demzufolge russische 
Unternehmen bei der Vergabe von Förder-
lizenzen zur Ausbeute strategischer Öl-, 
Gas- und Metall-Lagerstätten die Mehrheit 
halten müssen.“9 

Im Oktober 2006 entschloss sich Gas-
prom, westlichen Konzernen doch nicht, 
wie ursprünglich geplant, einen 49%igen 
Anteil am Shtokman-Feld zu verkaufen, 
sondern die volle Kontrolle über das größte 
Gasvorkommen der Welt zu behalten.10 
Zusätzlich wurde auch damit begonnen, 
sukzessive westliche Beteiligungen zurück-
zufahren: „[Im Dezember 2006] wurde 
ein vor der Insel Sachalin in der Öl- und 
Gasförderung aktives Shell-Konsortium 
plötzlich mit längst bestehenden Umweltau-
fl agen drangsaliert und genötigt, eine 50%-
Gasprom-Beteiligung zu akzeptieren. Mit 
dem gleichen Ziel bedrängen russische 
Steuerfahnder jetzt das britisch-russische 
TNK-BP-Konsortium auf dem sibirischen 
Erdgasfeld Kowytka.“11

Gaskriege und die Übernahme der ost-
europäischen Gasinfrastruktur

Dass und in welchem Ausmaß Russland 
bereit ist, seine energiepolitische Machtpo-
sition zum eigenen Vorteil zu nutzen, zeigte 
sich in den letzten Jahren anhand mehrfa-
cher Auseinandersetzungen mit verschie-
denen Nachbarstaaten, die bis zu diesem 
Zeitpunkt Gaslieferungen zu extrem gün-
stigen Konditionen erhalten hatten. Dabei 
kristallisiert sich folgende Doppelstrategie 
heraus: „Das Geheimnis liegt darin, dass 
Russland gleich zwei Fliegen mit einer 
Klappe schlagen will. Erstens: Verzicht 
[auf ] die Wohltätigkeit bei Gaslieferungen 
und Steigerung des Gewinns für den Gas-
prom-Konzern, der einen bedeutenden Teil 
der Haushaltseinnahmen sichert. Zweitens: 

Übernahme (nach Möglichkeit) einer Kon-
trolle über die Gasleitungen auf dem Terri-
torium dieser Länder.“12

Die größten Wellen schlug dabei der rus-
sisch-ukrainische Gasstreit, der im März 
2005 begann und erst Anfang 2006 bei-
gelegt werden konnte. Ausgangspunkt war 
die russische Absicht, der Ukraine statt wie 
bisher 50$ künftig 230$ je 1000 m³ Gas zu 
berechnen und damit den Preis annähernd 
auf das Niveau zu heben, das in Westeuropa 
bezahlt wird (250$). Nachdem dies von 
ukrainischer Seite abgelehnt wurde, stoppte 
Moskau am 1. Januar 2006 die Gasliefe-
rungen und bediente sich damit off ensicht-
lich der viel gefürchteten „Energie-Waff e“. 
Bereits vier Tage später wurde eine Einigung 
erzielt, indem ein Endpreis von 95$ festge-
setzt wurde, weshalb zahlreiche Kommen-
tatoren dies als günstigen Kompromiss für 
die Ukraine werteten. Tatsächlich passt die 
Einigung aber perfekt in Moskaus Gesamt-
konzept. Denn die Distribution wird künf-
tig über verschiedene Umwege von russisch 
kontrollierten Unternehmen übernom-
men, was zuvor noch kategorisch abgelehnt 
worden war: „Gasprom betreibt rasant die 
Übernahme des Gastransportsystems der 
Ukraine mittels seiner ukrainischen mono-
polistischen Ableger: RosUkrEnergo und 
UkrGazEnergo. Das unmittelbare Ziel ist 
das interne Gasverteilungsnetz, obgleich 
das Transitsystem auch ins Auge gefasst 
wird.“13 

Ein ähnliches Schicksal widerfuhr dem 
pro-russischen Machthaber in Minsk, Alex-
ander Lukaschenko. Schon 2003 hatte Gas-
prom angekündigt, den extrem niedrigen 
Gaspreis von 46,68$ je 1000 m³ ebenfalls 
deutlich anheben zu wollen. Gleichzeitig 
wurde das Interesse an einer Beteiligung 
Gasproms am weißrussischen Gas-Trans-
portmonopolisten Beltransgas bekundet. 
Die Weigerung diesen zu veräußern, führte 
im Februar 2004 zu einem ersten Lie-
ferstopp. Nach einer zwischenzeitlichen 
Einigung eskalierte der Streit Ende 2006 
aufs Neue. Angesichts erneuter russischer 
Drohungen inklusive Lieferstopp knickte 
Lukaschenko schließlich im Mai 2007 end-
gültig ein und stimmte dem Verkauf von 
50% der Beltransgas-Anteile an Gasprom 
zu, was ihm durch die Aussicht auf ver-
billigte Energielieferungen versüßt wurde. 
Dass man sogar bereit ist, für die Beltrans-
gas-Anteile, deren Wert auf 800 Mio. $ 
geschätzt wird, 2.5 Mrd. $ zu bezahlen, 
unterstreicht zusätzlich, wie vorrangig für 
Moskau die Übernahme der Transitinfra-
struktur ist.14 In dieses Bild passt auch, dass 
sich die Preisgestaltung stark daran orien-
tiert, inwieweit einer solchen Übernahme 
zugestimmt wird: „Moldawien zahlt [...] 
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170 Dollar für Gas aus Russland und wird 
wie Weißrussland bis 2011 auf EU-Preisni-
veau gehoben. Georgien, das sich weigerte, 
die Kontrolle über seine Gasgesellschaft an 
Gasprom abzutreten, zahlt statt bisher 110 
Dollar seit Januar 235 Dollar. [...] Das mos-
kaufreundliche Armenien trat die Kontrolle 
über den Gastransport durchs eigene Land 
an Gasprom ab und zahlt bis 2009 nur 110 
Dollar pro 1000 Kubikmeter Gas.“15 Dar-
über hinaus will Moskau auch im Ölsektor 
expandieren, so plant Rosneft einen groß 
angelegten Einkauf in osteuropäische Raf-
fi nerien mit Investitionen in Höhe von 16 
Mrd. $.16

Doch der Energiesektor scheint off en-
sichtlich nicht nur ein Mittel zu sein, den 
verlorenen russischen Einfl uss auf die 
unmittelbaren Nachbarstaten des ehemali-
gen Ostblocks zurückzuerlangen, sondern 
auch, um die Position gegenüber Westeu-
ropa zu stärken.

Russland kauft sich im Westen ein
Ironischerweise kommt ausgerechnet 

Russland die Liberalisierung des europä-
ischen Energiemarktes extrem zu pass: 
„Zur Förderung des Wettbewerbs und zum 
Nutzen des Verbrauchers befi ndet sich die 
EU gerade im umgekehrten Prozess der 
Privatisierung einst staatlicher Unterneh-
men und der Liberalisierung des Energie-
markts. Russland nutzt diesen Wettbewerb 
privater europäischer Energieunternehmen 
und erwirbt mit Gasprom in Deutschland 
Anteile am Verteilernetz ohne selbst aus-
ländischen Erwerb am russischen Verteiler-
netz zuzulassen.“17 Ähnlich geht Gasprom 
in anderen westeuropäischen Ländern vor: 
„Im Frühling [2006] wollten die Russen den 
britischen Versorger Centrica schlucken, 
worauf das sonst so marktliberale London 
plötzlich Nerven zeigte. Das Geschäft schei-
terte, vorerst. Im Juni gelang es Gasprom 
dann aber, sich an der niederländischen 
Gasunie zu beteiligen, im Tausch für Aktien 
an der Ostseepipeline. Der Kniff  dabei: Die 
Holländer bauen an einem Gasrohr nach 
England, das Gasprom nun als Tunnel in 
die englische Festung dient.“18 

Darüber, dass Moskau nicht länger bereit 
ist zuzulassen, dass vor allem westliche Kon-
zerne von der Ausbeutung seiner Rohstoff e 
profi tieren, ja sogar versucht den Spieß 
umzudrehen, ist man sichtlich erbost: „‘So 
haben wir nicht gewettet‘, scheint man im 
Westen zu denken. Euros und Dollars soll-
ten zwar den russischen Energie- und Roh-
stoff markt aufrollen, aber nicht umgekehrt 
der Rubel in Richtung westliches Konzern-
kapital fl ießen.“19

Da sich die Liberalisierungsstrategie off en-
sichtlich als ineff ektiv erwiesen hat, um den 

wachsenden russischen Einfl uss zu konter-
karieren, ist man gezwungen, verstärkt auf 
das Element der Diversifi zierung zu setzen. 

Diversifi zierung: Bruch des russischen 
Pipeline-Monopols

Diversifi zierung hat zum Ziel, die Ener-
gieeinfuhren, sowohl was die Rohstoff quel-
len, mehr noch aber was die Transportwege 
anbelangt, so zu streuen, dass man von 
keinem einzelnen Anbieter allzu abhängig 
und damit erpressbar ist. Washington for-
dert in diesem Kontext schon seit langem 
explizit den Bau von Pipelinerouten zum 
Abtransport der immensen kaukasischen 
und zentralasiatischen Energievorräte unter 
Umgehung Russlands (und des Irans). Nach 
jahrelangen heftigen Auseinandersetzungen 
gelang Washington hier ein Teilerfolg durch 
die inzwischen in Betrieb genommenen 
Baku-Tifl is-Ceyhan Ölpipeline. Im Gegen-
zug versucht Moskau, die Durchleitung 
immer weiter auf sich zu monopolisieren.

Im Gasbereich verlaufen bislang sämtli-
che Lieferungen von den westsibirischen 
Erdgasfeldern nach Westeuropa über Weiß-
russland, Polen und die Ukraine (siehe 
Karte). Dies eröff net diesen Transitländern 
im Streitfall mit Moskau die Möglichkeit 
auch die - extrem lukrativen - Lieferungen 
nach Westeuropa zu blockieren, was einen 
gewissen Schutz vor allzu großer russischer 
Willkür ermöglicht. Vor diesem Hinter-
grund ist der bekanntlich unter tatkräftiger 
Mithilfe von Ex-Bundeskanzler Gerhard 
Schröder eingefädelte Beschluss zum Bau 

der so genannten Ostseepipeline von enor-
mer strategischer Bedeutung. Denn sie soll 
ab 2010 russisches Gas 1200km durch die 
Ostsee bis nach Greifswald pumpen und so 
zur Umgehung der osteuropäischen Länder 
beitragen. 

Ein derzeit entscheidendes machtpoliti-
sches Faustpfand im Energiepoker ist die 
Tatsache, dass Russland augenblicklich 
über sein Transitnetz de facto auch die 
Kontrolle über die enormen Gasreserven 
der kaspischen Region ausübt: „Gegenwär-
tig erreicht Gas vom kaspischen Meer und 
Zentralasien Europa ausschließlich über 
russische Pipelines, womit es - aufgrund 
des Gasprom Pipeline-Monopols - zu russi-
schem Gas wird.“20 Während Russland also 
seit Langem versucht, die Durchleitung der 
kaspischen Vorkommen über das eigene 
Pipeline-System auf Jahrzehnte hinaus 
festzuzimmern, zielt die Strategie von Was-
hington und Brüssel auf das genaue Gegen-
teil ab, wie die neokonservative Heritage 
Foundation verdeutlicht: „Es ist von ent-
scheidender Bedeutung, dass die Europä-
ische Union und die Vereinigten Staaten 
zusammenarbeiten, um Wege und inno-
vative Maßnahmen zur Reduzierung der 
Abhängigkeit von einem monopolistischen 
Russland zu fi nden und zu implementieren. 
Als Minimum sollten sie bei der Unterstüt-
zung neuer Transitstrecken zusammenarbei-
ten, die Russland umgehen.“21 Im Zentrum 
dieser Bestrebungen steht das EU-Projekt 
Nabucco.
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NABUCCO: „Das wichtigste Energie-
projekt Europas“ 

Nicht nur die US-Regierung tritt massiv 
für den Bau neuer Pipelinerouten zum 
Bruch des russischen Monopols ein. Auch 
die EU-Kommission fordert in ihrem 
Grünbuch angesichts der wachsenden 
Abhängigkeit von Russland „ein klares 
politisches Konzept für die Sicherung und 
Diversifi zierung der Energieversorgung. [...] 
Beispiele hierfür sind u. a. eine unabhängige 
Versorgung durch Erdgasrohrleitungen von 
der kaspischen Region und von Nordafrika 
bis ins Zentrum der EU.“22 

Das zentrale Vorhaben in diesem Zusam-
menhang ist das Projekt Nabucco, eine etwa 
3.300 km lange Pipeline, die bis zum Jahr 
2025 zwischen 10 und 15% des EU-Gas-
bedarfs über die Durchleitung kaspischer 
Vorkommen decken soll. Ausgehend von 
Aserbaidschan ist geplant, über die Türkei, 
Rumänien, Bulgarien und Ungarn Gas bis 
nach Österreich zu leiten. Die Gesamtko-
sten des Mammutprojektes werden auf ca. 
5 Mrd. Euro veranschlagt. Baubeginn soll 
nach derzeitigem Stand 2009 sein, ab 2012 
sollen zwischen 8 Milliarden („base case“) 
und 13 Milliarden Kubikmeter („high 
case“) jährlich transportiert werden. Für 
das Endstadium, das 2018 erreicht sein soll, 
visiert das Betreiberkonsortium, das sich 
unter Führung der österreichischen OMV 
zu je 20 Prozent aus den Energieunterneh-
men MOL (Ungarn), Transgaz (Rumä-
nien), Bulgargaz (Bulgarien) und BOTAS 
(Türkei) zusammensetzt, zwischen 25,5 
Milliarden („base case“) und 31 Milliarden 
Kubikmetern („high case“) an.23 

Das off ensichtliche Ziel des Nabucco-Pro-
jektes, über dessen Realisierung noch im 
Jahr 2007 entschieden werden soll, besteht 
darin, die kaukasischen, wichtiger aber 
noch die zentralasiatischen Gas-Vorkom-
men dem russischen Zugriff  zu entziehen, 
indem Moskaus Leitungsmonopol gebro-
chen wird. Der Chef der OMV Gas GmbH, 
Otto Musilek, jedenfalls macht kein Hehl 
aus dem politischen Charakter der Trasse: 
„Je stärker man diversifi ziert, desto weni-
ger wird man erpressbar werden.“24 Noch 
deutlicher äußert sich die Neue Züricher 
Zeitung: „Es geht vor allem darum, das mit 
den russischen Transportwegen geschaff ene 
Monopol für nichtrussisches, zentralasia-
tisches Gas zu brechen. [...] Kein Wunder 
also, dass das Nabucco-Projekt vom Kon-
zern aus Moskau hart bekämpft wird.“25 

Ebenso wenig kann es überraschen, dass 
sich Nabucco der Unterstützung höch-
ster EU-Ebenen erfreut. Bspws. wurde 
die Machbarkeitsstudie von der EU im 
Rahmen des „European Network pro-
gramme“ (Transeuropäische Netze im 
Energiebereich, TEN-E) mit 4.8 Mio. € 
fi nanziell unterstützt.26 Während das Betrei-
berkonsortium für ca. 30% der Gesamtko-
sten aufkommen soll, ist geplant 70% über 
Fremdmittel zu fi nanzieren, wobei dabei 
die Europäische Investitionsbank (EIB) 
und die Europäische Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung (EBRD) den Löwen-
anteil, wenn nicht sogar alles übernehmen 
sollen. Mitte 2006 wurde auch offi  ziell 
die Bedeutung des Projektes betont: „Die 
Europäische Kommission begrüßt das 
Nabucco-Projekt und wird versuchen, zur 

Lösung von technischen und wirtschaftli-
chen Problemen beim Gastransport in die 
EU über verschiedene Routen beizutragen“, 
sagte der lettische EU-Energiekommissar 
Andris Piebalgs.27 Noch klarer äußerte sich 
Martin Bartenstein während seiner Zeit 
als österreichischer EU-Ratsvorsitzender: 
„[Die] Nabucco-Pipeline ist das wichtigste 
Energieprojekt Europas.“28 Im Januar 2007 
betonte die EU-Kommission nochmals, 
Nabucco sei eines von vier vorrangigen Pro-
jekten im Energiebereich.29 

Auch die deutsche Regierung setzt sich für 
das Projekt ein: „Mit der Nabucco-Pipeline 
könnte Erdgas aus dem Kaspischen Raum 
nach Westeuropa transportiert werden. Die 
Bundesregierung begrüßt grundsätzlich 
jede Maßnahme, die zu einer Diversifi -
zierung der Transportwege oder der Gas-
bezugsquellen beiträgt und hat daher der 
Aufnahme der Nabucco-Pipeline in die 
Liste der Transeuropäischen Netze (TEN) 
zugestimmt.“30 Der Schwenk von schrö-
derscher Ostseegaspipeline zu merkelscher 
Nabucco-Präferierung symbolisiert damit 
auch die transatlantische Re-Orientierung 
der deutschen Außenpolitik, indem auf 
Washingtons anti-russische Linie einge-
schwenkt wird.

NABBUCCO als Transatlantisches 
Gemeinschaftsprojekt

Wie erwähnt ist es das beiderseitige Ziel 
von Washington und Brüssel nicht nur 
die kaukasischen, sondern explizit auch 
die zentralasiatischen Energievorkommen 
dem russischen Zugriff  zu entziehen. Da 
die Nabucco-Trasse ihren Anfang in Aser-
baidschan nimmt, wird zusätzlich der Bau 

einer weiteren Pipeline 
gefordert, mit der Zen-
tralasien an Nabucco 
angebunden würde. 
Genau in diesem Kon-
text sehen nicht nur 
US-Hardliner und 
traditionell eher ame-
rikafreundliche CDU-
Leute den großen 
Wert des Projektes, 
auch im SPD-Umfeld 
wird seine „transat-
lantische Dimension“ 
hervorgehoben: „Die 
Sicherung der nord-
amerikanischen und 
die der europäischen 
Energ iever sorgung 
sind zwei Seiten einer 
partnerschaftlichen, 
sehr investitionsin-
tensiven Aufgabe, die 
gemeinsame geostra-
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tegische Interessen begründet. [Ziel war 
es schon lange,] den sogenannten Ost-
West-Energiekorridor einzurichten, über 
den kaspisches Öl und Gas unter Umge-
hung Russlands (und Vermeidung Irans) 
direkt nach Europa gelangen sollte. [Mit 
Nabucco] wäre aber lediglich der westliche 
Teil der Kaspischen See direkt mit Europa 
verbunden. Das amerikanisch-europäische 
Projekt muss jetzt in Richtung Ostseite der 
Kaspischen See weitergeführt werden, um 
die deutlich größeren Reserven an Erdöl in 
Kasachstan und Erdgas in Turkmenistan in 
die Reichweite Europas zu bringen.“31 

Somit überrascht es nicht, dass Moskau in 
dem Projekteine ernste Bedrohung seiner 
Interessen sieht, wie auch die zahlreichen 
Torpedierungsversuche nahe legen, die 
mittlerweile eingeleitet wurden.

Russische Nabucco-Störfeuer
Als Gegenmaßnahme versucht Moskau 

derzeit durch einen Ausbau der Südeuro-
päischen Gas-Pipeline (Blue Stream) mit 
einer Parallelleitung dem EU-Projekt den 
Boden unter den Füßen wegzuziehen. 
Darüber hinaus hat E.On Ruhrgas seine 
Anteile an MOL, dem ungarischen Mit-
glied im Nabucco-Konsortium, gegen eine 
25%-Beteiligung am sibirischen Yuschno-
Russkoje-Feld, an Gasprom abgetreten. 
Kurz darauf vollzog MOL, gestützt von der 
ungarischen Regierung, einen drastischen 
Kurswechsel: „Ungarns Kuschelkurs mit 
Russland könnte jetzt ein wichtiges Projekt 
der europäischen Energiepolitik verzögern 
oder sogar zu Fall bringen. Die ungarische 
Regierung überlegt, aus dem Nabucco-Pro-
jekt einer Gaspipeline von der Türkei nach 
Westeuropa auszusteigen und stattdessen 
den russischen Konkurrenzplan zu bevorzu-
gen.“32 Auch hier diente die von Gasprom 
in Aussicht gestellte Lieferung verbilligten 
Gases als Lockmittel für den Sinneswandel 
der ungarischen Regierung.33 

Als weiteres Element zur Untergrabung 
von Nabucco hat Gasprom eine Charmeof-
fensive gegenüber der Türkei begonnen, 
indem Ankara ebenfalls verbilligtes Gas 
angeboten wurde, wenn dafür im Gegen-
zug für die Durchleitung von zentralasia-
tischem Gas nach Europa ausschließlich 
auf die russische Blue Stream-Trasse gesetzt 
wird: „Das wäre dann endgültig das Aus für 
Nabucco.“34 Zwar ist diesbezüglich noch 
nichts entschieden, dass Nabucco für die 
Türkei ganz off ensichtlich nicht mehr ganz 
oben auf der Prioritätenliste steht, wurde 
aber deutlich, als der Einstieg in das Kon-
sortium von „Gas de France“, dessen Kapi-
tal dringend zur Realisierung benötigt wird, 
unter Hinweis auf den Armenier-Beschluss 
der französischen Nationalversammlung 

blockiert wurde.35 Eines ist jedenfalls klar: 
„Gasprom versucht ganz off ensichtlich, das 
Nabucco-Projekt zu stören“, so das Urteil 
des Energieexporten Roland Götz.36 Im 
Mai 2007 gelang Russland schließlich ein 
weiterer Coup, der womöglich das EU-Pro-
jekt endgültig beerdigt.

Putins Finaler Schlag gegen Nabucco
Seit Längerem warben hohe EU-Offi  zielle 

für den Bau einer Transkaspischen Gaspipe-
line, die über die Anbindung an Nabucco 
eben jene direkte Durchleitung bis nach 
Westeuropa unter Umgehung Russlands 
ermöglichen würde, die so off ensichtlich 
angestrebt wird. Vor allem nach dem Tod 
des turkmenischen Diktators Saparmu-
rat Niyazov Ende 2006 hoff te man in der 
Europäische Union, seinen Nachfolger für 
dieses Projekt zu gewinnen. Aufgrund akti-
ver Gegenmaßnahmen Moskaus entpuppte 
sich dies inzwischen jedoch als Luftschloss: 
„Zum Abschluss seiner sechstägigen Zen-
tralasien-Tournee vereinbarte Putin mit dem 
turkmenischen Präsidenten Gurbanguli 
Berdymuchamedow den Bau eines neuen 
Pipelinestrangs, der von Turkmenistan über 
Kasachstan bis nach Russland entlang des 
Kaspischen Meeres führen soll. Ein ent-
sprechendes Abkommen soll im Dezember 
unterschriftsreif sein. Die Pipeline hat eine 
Kapazität von maximal 30 Mrd. Kubikme-
ter pro Jahr. Bislang existiert eine noch aus 
den 1960-er Jahren stammende Leitung aus 
Turkmenistan nach Russland.

Damit erteilte Putin dem von den USA 
und der EU favorisierten Plan eine Absage, 
eine Pipeline von Turkmenistan aus durch 
das Kaspische Meer (Transkaspi-Route) bis 
nach Aserbaidschan und weiter nach Europa 
zu führen und somit eine Exportroute unter 
Umgehung Russlands zu haben. Diese 
Pipeline sollte in die noch zu bauende 
Nabucco-Pipeline münden, die über 3300 
Kilometer bis nach Österreich führt.“37 Da 
hiermit der Großteil der zentralasiatischen 
Vorkommen langfristig an das russische 
Transitsystem gebunden wurde, fasste ein 
Vertreter eines europäischen Energiever-
sorgers die Tragweite des Abkommens 
folgendermaßen zusammen: „Das ist der 
Tod der europäischen Bemühungen um 
Erdgas vom Kaspischen Meer.“38 Kurz nach 
dem russisch-kasachisch-turkmenischen 
Abkommen gab auch Gasprom-Chef Miller 
süffi  sant an, er sehe nunmehr für Nabucco 
„keine Ressourcen und auch kein Gas.“39 

Nach dem Wegfall der zentralasiatischen 
Reserven benötigt Nabucco, um wirtschaft-
lich realisierbar zu sein, Gas aus dem Iran. 
Obwohl OMV durchaus aufgeschlossen 
gegenüber einer Einbeziehung des Irans 
ist, wird dies von Washington kategorisch 

abgelehnt. Einzig ein Angriff  auf den Iran 
könnte hier Abhilfe schaff en, was womög-
lich eine Erklärung für die EU-Eskalati-
onsdiplomatie darstellt, die dazu beiträgt 
hierfür den Boden zu bereiteten.

Dass unter diesen Umständen der Bruch 
des russischen Gasmonopols per Pipeline 
bewerkstelligt werden kann, ist zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt also mehr als frag-
lich, Moskau scheint immer die Nase ein 
Stückchen vorn zu haben. Diese Erkennt-
nis dürfte auch dafür verantwortlich sein, 
dass die Europäische Union einen weiteren 
Schauplatz im Gaskrieg mit Russland eröff -
net hat.

Flüssiggas und Gas-OPEC
Da Gas derzeit nahezu ausschließlich über 

Pipelines befördert werden kann und die 
Transportkosten mit zunehmender Entfer-
nung exponentiell steigen, ist der Markt 
stark regionalisiert. Aus diesem Grund 
wird der globale Gashandel im Gegensatz 
zu Öl über langfristige Verträge mit häufi g 
bis zu 25 Jahren Laufzeit abgewickelt, was 
die Wirksamkeit von Kartellen stark ein-
schränkt. Dies wird sich jedoch zukünftig 
ändern, da der Marktanteil von Flüssig-
gas (LNG), das aufwendig auf minus 160 
Grad gekühlt wird und damit per Tanker 
verschiff bar ist, erheblich zunehmen wird. 
Gas wird damit nahezu ebenso fl exibel han-
delbar wie Öl. 

Brüssel sieht im Ausbau des LNG-Mark-
tes eine weitere Möglichkeit, sich unabhän-
giger von Russland zu machen, wofür aber 
von langfristigen Lieferverträgen zuneh-
mend Abstand genommen werden muss: 
„Dies wird uns Zugang zu einem globalen 
Markt ähnlich wie beim Öl ermöglichen“, 
freut sich bereits der energiepolitische 
Sprecher der EU-Kommission, Fernando 
Espuny, um in Anspielung auf die jüngsten 
Krisen mit Russland fortzufahren: „Wenn 
irgendjemand dir kein Gas verkaufen kann, 
gehst du einfach woanders hin.“40 Auch 
in einem Positionspapier der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion fi ndet sich diese Hoff -
nung wieder: „Deutschland muss […] seine 
Importe so weit wie möglich diversifi zieren 
und den Zugang zu möglichst vielen Ener-
giemärkten off en halten. […] Der geplante 
Bau eines Löschterminals für Flüssiggas 
in Wilhelmshaven eröff net Deutschland 
diesen Markt und den Zugang zu Gasfel-
dern wie in Katar, die über Pipelines nicht 
erreicht werden können.“41 Konsequen-
terweise fordert die EU-Kommission den 
europaweiten Ausbau solcher Flüssiggaster-
minals und hebt deren Bedeutung explizit 
hervor.42 

Doch auch hierauf scheint Moskau eine 
Antwort parat zu haben. Während von den 
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drei wichtigsten derzeitigen EU-Gasversor-
gern Norwegen allmählich die Puste, sprich 
die Reserven ausgehen, unterzeichneten die 
russische Gasprom und die algerische Sona-
trach, die schon heute zusammen fast 40% 
der europäischen Gasversorgung (und sogar 
90% der westeuropäischen) gewährleisten, 
im Sommer 2006 ein gemeinsames Memo-
randum für eine engere Zusammenarbeit. 
„Das ist eine reale Gefahr“, so Enno Harks, 
Energieexperte der SPD-nahen Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP). „Wenn 
Russland und Algerien sich bei den Lie-
ferkonditionen absprechen, hätte dies die 
Wirkung eines Kartells.“43 Diese Einschät-
zung wird auch von offi  zieller Seite geteilt: 
„Der Kontext dieser Treff en zwischen Rus-
sland und Algerien macht uns nervös“, gibt 
EU-Energiekommissar Adris Pielbags an, 
„sie könnten eine Art Kartell bilden.“44

Und tatsächlich scheinen die Pläne augen-
blicklich in diese Richtung zu gehen, da 
Russland auch hier den Spieß umdreht und 
sich den Ausbau des LNG-Marktes zu nutze 
macht. Denn wenn Gas zunehmend global 
gehandelt wird, macht dies die Bildung 
eines Kartells, das Angebot und Nachfrage 
- und damit den Preis - bestimmt, erstmals 
überaus attraktiv. Nachdem schon seit 
Langem Vorschläge zur Bildung einer Gas-
Opec durch die Gegend geistern, ergriff  der 
Iran in Gestalt von Ayatollah Ali Chamenei 
im Januar 2007 die Initiative und schlug die 
Bildung eines Gaskartells vor. Obwohl sich 
Moskau zuvor immer sehr zurückhaltend 
hierzu geäußert hatte, überraschte Putin im 
Februar 2007 mit der Aussage, hierbei han-
dele es sich um eine „interessante Idee.“45 
Neben Russland werden dabei derzeit 
zumeist Katar, Iran, Turkmenistan, Usbeki-
stan, Venezuela und Algerien als mögliche 
Mitglieder ins Spiel gebracht.

Auch wenn diese Entwicklung gerade erst 
am Anfang steht, gab das jüngste Treff en der 
Vereinigung der Gasversorger deutlich die 
Richtung an, in die es geht. Denn bereits 
seit dem Jahr 2001 gibt es einen Zusam-
menschluss von 15 Gasproduzenten, das 
Gas Exporting Countries Forum (GECF), 
deren Mitglieder zusammen 73 Prozent der 
Weltreserven kontrollieren, ohne aber bis-
lang diese Marktmacht wirklich zu nutzen. 
Nachdem sich das GEFC länger nicht mehr 
getroff en hatte, wurden am 9-10. April 
2007 die Überlegungen zur Bildung einer 
Gas-OPEC auf russische Initiative weiter 
konkretisiert: „Schon am ersten Tag nach 
Beginn des Forums wurde klar, dass die 
Vorbereitungen auf die Bildung des Gaskar-
tells bereits im Gange sind, obwohl die Teil-
nehmer keine schriftlichen Vereinbarungen 
unterzeichneten. Russlands Industrie- und 
Energieminister Viktor Christenko kün-

digte nach dem Forum die Gründung einer 
‚Gruppe auf hoher Ebene‘ an, welche die 
Preisbildung auf dem Gasmarkt kontrollie-
ren und koordinieren soll. Laut Christenko 
ist dies der erste Schritt zur Bildung einer 
Gas-OPEC. [...] Russland werde als Koor-
dinator der Preisbildungs-Gruppe auftre-
ten. Das bedeutet faktisch, dass Moskau 
an die Spitze des Bündnisses der Gaspro-
duzenten tritt. Und das nicht zu Unrecht: 
Das politische Gewicht Russlands verleiht 
dem entstehenden Bündnis die notwendige 
geopolitische Bedeutung.“46 

Trotz zahlreicher Hürden scheint die 
Bildung einer Gas-OPEC zumindest 
mittelfristig anvisiert zu werden, Clau-
dia Kemfert vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) jedenfalls ist 
davon überzeugt: „So ein Kartell würde 
funktionieren“, was insbesondere deshalb 
bedrohlich sei, weil „die Tendenz zunimmt, 
Energieressourcen politisch zu nutzen und 
sie als Waff e einzusetzen.“47 Tatsächlich 
handelt es sich hierbei nicht nur um eine 
ökonomische, sondern auch um eine Frage 
von erheblicher geostrategischer Bedeu-
tung: wie eine Analyse der Stiftung Wissen-
schaft und Politik verdeutlicht, die ebenfalls 
die Gefahr betont, dass die Energieerzeuger 
„Gaslieferungen als politisches Druckmit-
tel einsetzen.“ Weiter kommt sie zu dem 
Ergebnis: „Angesichts der hohen Importab-
hängigkeit [...] stünden die Europäer einer 
durch ein Kartell koordinierten Angebot-
spolitik zumindest kurz- bis mittelfristig 
machtlos gegenüber.“48 

Auch wenn es noch zahlreiche Unbekann-
ten gibt, klar ist, dass die Gasproduzenten 
gewillt sind, ihre wachsende Marktmacht 
gezielter zum eigenen Vorteil, womöglich 
sogar als machtpolitisches Druckmittel zu 
nutzen, was die teils hysterischen Reaktio-
nen in Washington und Brüssel erklärt, 
wo diese Überlegungen off ensichtlich sehr 
ernst genommen werden.

Die Gas-Opec als Kriegserklärung an 
den Westen

Schon im Vorfeld des Doha-Treff ens der 
Gasversorger hagelte es von allen Seiten 
scharfe Kritik. Am lautesten polterte die 
republikanische Kongressabgeordnete 
Ileana Ros-Lehtinen, die US-Außenmini-
sterin Condoleezza Rice in einem Brief dazu 
auff orderte, sich „energisch der Gründung 
einer weltweiten Organisation zur Erpres-
sung und Wucherei entgegenzustemmen, 
die eine elementare und langfristige Bedro-
hung der Weltenergieversorgung darstellt.“49 
Aber nicht nur irgendwelche Hinterbänkler 
lassen diesbezüglich wenig an Deutlichkeit 
vermissen. In einer Stellungnahme des US-
Außenministeriums hieß es, man sei „über 

die mögliche Bildung eines Gaskartells 
besorgt, auch wenn Zweifel herrschen, dass 
eine Vereinigung in der näheren Zukunft 
erfolgen wird.“50 Auch Vizepräsident Dick 
Cheney warnte davor, das „Öl und Gas zu 
Instrumenten der Einschüchterung und 
Erpressung werden.“51 Schließlich verab-
schiedete das US-Repräsentantenhaus am 
22. Mai 2007 ein Gesetz (H.R. 2264), mit 
dem Ländern, die per Kartell die Ölpreis-
bildung beeinfl ussen, mit Sanktionen und 
Klagen in den USA gedroht wird. Dabei 
machen die Initiatoren des „NOPEC-
Gesetzes“, die Abgeordneten Chabot und 
Conyers, klar, dass das Gesetz auch für ein 
künftiges Gaskartell Anwendung fi nden 
soll.52 Ob es sich hierbei lediglich um heiße 
Luft handelt, bleibt abzuwarten, sollten 
sich die USA aber tatsächlich entschließen, 
die OPEC-Länder mit einer Klagewelle in 
den USA zu überziehen, möchte man sich 
die daraus resultierenden Konfl ikte lieber 
nicht ausmalen. Auch in der Europäischen 
Union zeigt man sich „not amused“ ob der 
Pläne zur Bildung eines Gaskartells, die 
sowohl von EU-Energiekommissar Andris 
Piebalgs als auch von Bundeswirtschaftsmi-
nister Michael Glos (CSU) scharf kritisiert 
wurden.53 

Die Energie-NATO
Immer häufi ger wird inzwischen der 

bereits 2006 vom russophoben polnischen 
Ministerpräsidenten Lech Kaczynski unter-
breitete Vorschlag zur Gründung einer 
gegen Moskau und andere Rohstoff pro-
duzenten gerichteten „Energie-NATO“ 
aufgegriff en, in Deutschland bspws. in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung oder auch 
in einer Studie der CSU-nahen Hans Seidel 
Stiftung, in der es heißt: „Der polnische 
Vorschlag einer ‚Energie-Nato’ mit gegen-
seitiger Beistands- bzw. Versorgungspfl icht 
[sollte] als Modell eines kooperativen 
Energiesicherheitssystems zur kollektiven 
Absicherung gegen politisch und/oder öko-
nomisch motivierte Beschneidungen von 
Energiefl üssen erwogen werden.“54 

Mitte November 2006 versendete der 
Wirtschaftsausschuss der NATO an alle 
Mitgliedstaaten einen Expertenbericht, der 
angab, Russland strebe ein internationales 
Erdgaskartell nach OPEC-Muster mit dem 
Ziel an, Energielieferungen als politisches 
Druckmittel einzusetzen und stufte dies 
explizit als Bedrohung ein.55 Daraufhin 
ging der einfl ussreiche US-Senator Richard 
Lugar, der seinerzeit den wichtigsten Anstoß 
für die Umwandlung der NATO zu einem 
globalen Interventionsbündnis gab („out of 
area, or out business“), beim NATO-Gipfel 
Ende November 2006 buchstäblich in die 
Off ensive: „Wir hoff en, dass Energiekartelle 
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nicht gebildet werden, um die verfügbare 
Versorgung zu begrenzen und den Markt 
zu manipulieren. [...] In den worst-case-
Szenarien werden Öl und Gas die Wäh-
rung, mit der die energiereichen Staaten 
ihre Interessen gegenüber importabhängi-
gen durchsetzen. Die off ene Verwendung 
von Energie als Waff e ist keine theoretische 
Gefahr in der Zukunft - dies passiert schon 
heute. Der Iran drohte bestimmten Staa-
ten wiederholt damit, seine Öllieferungen 
einzustellen, falls ökonomische Sanktionen 
wegen seines Urananreichungsprogramms 
gegen ihn verhängt würden. Russlands 
Einstellung der Energielieferungen an 
die Ukraine zeigten, wie verführerisch die 
Verwendung von Energie zur Erreichung 
politischer Ziele ist und unterstrich die 
Verletzbarkeit der Konsumenten. [...] Die 
Allianz muss anerkennen, dass die Vertei-
digung gegen solche Angriff e unter Artikel 
fünf fällt. [...] Wir sollten anerkennen, dass 
es kaum einen Unterschied dazwischen 
gibt, ob ein NATO-Mitglied dazu gezwun-
gen wird, einer ausländischen Erpressung 
aufgrund der Einstellung der Energiever-
sorgung nachzugeben und einem Mitglied, 
dass sich einer militärischen Blockade oder 
einer militärischen Demonstrationen an 
seinen Grenzen gegenübersieht.“56 

Lugar schlägt somit vor, dass der gezielte 
Einsatz der „Energie-Waff e“ als kriegeri-
scher Akt gewertet werden sollte. Auch 
die Abschlusserklärung des NATO-Gipfels 
in Riga (November 2006) warnte davor, 
dass „die Sicherheitsinteressen der Allianz 
durch eine Unterbrechung der Versorgung 
mit vitalen Ressourcen betroff en werden 
können.“57 Immer off ener wird in der 
Allianz darüber diskutiert, bei einem sol-
chen Szenario militärisch aktiv werden zu 
wollen.58 Dabei sind aber nicht allein die 
Vereinigten Staaten federführend, auch in 
Deutschland und der Europäischen Union 
wächst off ensichtlich die Bereitschaft, zur 
Kontrolle der Energieversorgung militäri-
sche Mittel einzusetzen. 

So zeichnen sich deutlich erste Kontu-
ren einer neuen Blockbildung ab, für sich 
der Energiesektor wiederum als Antreiber 
erweist: „Der Gasstreit verdeutlicht: In der 
Energiepolitik zeichnen sich neue Weichen-
stellungen ab. Ein sichtlich verärgerter Putin 
drohte damit, Russland könne, falls die EU 
die strategische Partnerschaft mit seinem 
Land in Frage stelle, die Energieallianz 
auch auf Asien umorientieren. Um seinen 
Worten Nachdruck zu verleihen, entschied 
er, westsibirische Gasressourcen, die bislang 
für den Export nach Westen ausersehen 
waren, nun stattdessen China zugänglich 
zu machen. Der Energiehunger der wach-
senden Volkswirtschaften Chinas, Indiens, 

Japans und Pakistans sei so gewaltig, dass 
die asiatischen Staaten sich im Buhlen um 
die Gunst des Rohstoffl  ieferanten Russland 
gegenseitig überträfen.“59

SCO und die Konturen der neuen 
Blockbildung

Mit den off en angestellten Überlegun-
gen zur Gründung einer „Energie-NATO“ 
schwappt der Konfl ikt endgültig auf den 
militärischen Bereich über. Schon länger ist 
man in Russland darum bemüht, die „stra-
tegische Partnerschaft“ mit China weiter zu 
intensivieren, deren gemeinsame Grund-
lage die Ablehnung der US-amerikanischen 
Vormachtstellung darstellt. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Stärkung der 
2001 gegründeten Shanghai Cooperation 
Organization (SCO) zu sehen60, deren kaum 
verhüllte Aufgabe es ist, angeführt von Rus-
sland und China (die weiteren Mitglieder 
sind Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan 
und Usbekistan), einen Block gegen die 
US-amerikanischen Machtambitionen in 
der kaspischen Region zu schmieden: „Was 
als Antiterrorpakt begann, mutiert zu einem 
Forum für Energiesicherheit und allerlei 
Nützliches in Asien, dem weitere Staaten 
beitreten können. Vorausgesetzt, diese sind 
auch der Meinung, dass eine Nation in der 
Region nun wirklich nichts zu suchen habe: 
die USA.“61 

Während dabei den USA der beantragte 
Beobachterstatus verwehrt wird, wurde 
dieser neben der Mongolei (2004), im Jahr 
2005 Pakistan, Indien und ausgerechnet 
dem Iran eingeräumt. Sollten die gegenwär-
tig diskutierten Pläne, den Iran und Paki-
stan als Vollmitglied aufzunehmen, worum 
beide offi  ziell ersucht haben, tatsächlich 
umgesetzt werden, würde es sich hierbei 
für die USA um einen „geopolitischen Alp-
traum“ handeln.62 Mit Russland und dem 
Iran wären damit zwei der weltweit wich-
tigsten Öl- und Gasversorger Mitglied in 
einer Sicherheitsorganisation, die explizit 
auf eine Zurückdrängung des westlichen 
Einfl usses zielt und anders als die OPEC 
über ein ernst zu nehmendes Militärpoten-
zial verfügt. Ergänzt um das energiehung-
rige und ökonomisch wie militärisch starke 
China könnten in die SCO perspektivisch 
auch rohstoff reiche Länder des Mittleren 
Ostens aufgenommen werden. Sollte sich 
die Eskalationsspirale weiter fortsetzen ist 
es nicht ausgeschlossen, dass dieses Bünd-
nis sogar mit den Ländern der Gas-OPEC 
oder der OPEC selbst verschmilzt. Hier-
für spricht die Tatsache, dass das russische 
Außenministerium bekannt gab, es arbeite 
daran, energiepolitische Fragen in die SCO 
zu integrieren.63 Zumal Moskau, wie bereits 
erwähnt, auch off en damit droht, seine 

Ressourcen künftig weg von Europa in 
Richtung Asien umzuleiten, sollte sich das 
gegenseitige Verhältnis weiter zuspitzen. 
Auch die seit Kurzem deutlich intensivier-
ten Kontakte Moskaus und Chinas mit den 
Ländern des Mittleren Ostens, deuten in 
diese Richtung.64 

Selbst erste Anzeichen in eine solche 
Richtung werden als Vorboten schwerster 
Konfl ikte gewertet. So warnte die Heritage 
Foundation überdeutlich: „Indem dem 
Iran die Mitgliedschaft in der SCO erlaubt 
würde, würden Russland und China deut-
lich zeigen, dass sie sich auf die Seite des 
Iran und seines Atomprogramms stellen 
und sich damit auf einen Kollisionskurs mit 
dem Westen begeben.“65 Auch David Wall 
warnt in der Bush-nahen Washington Times 
vor der Tragweite einer solchen Entwick-
lung: „Eine erweiterte SCO würde einen 
großen Teil der Öl- und Gasreserven sowie 
der Atomwaff enarsenale kontrollieren. Sie 
wäre de facto eine OPEC mit Bomben.“66 
Hardliner in den USA sehen in der SCO 
somit bereits das „rasante Heraufziehen 
eines strategischen Rivalen der USA und 
ihrer Verbündeten.“67 Da es das erklärte 
Ziel der US-amerikanischen Außenpolitik 
ist, den Aufstieg eines solchen Rivalen mit 
allen auch militärischen Mitteln zu verhin-
dern, droht eine Eskalationsspirale unge-
heuren Ausmaßes. Anstatt aber hiergegen 
zu wirken, hat sich die Europäische Union 
- so hat es zumindest derzeit den Anschein - 
dazu entschlossen, eng an der Seite der USA 
zu marschieren und mit ihrer engstirnigen 
anti-russischen Politik den „Neuen Kalten 
Krieg“ zu einer self-fullfi lling prophecy zu 
machen.

Fazit
Die in diesem Beitrag beschriebene Eska-

lationsspirale war keineswegs eine zwangs-
läufi ge Entwicklung. Trotz der schlechten 
russischen Erfahrungen in den 90er Jahren 
hatte auch Putin zunächst versucht, koope-
rative Beziehungen aufzubauen, nicht ohne 
jedoch zentrale Interessen gewahrt wissen 
zu wollen. Nachdem dies brüsk abgelehnt 
wurde, ist die Chance für eine dauerhafte 
Annäherung - vorerst zumindest - vertan. 
Sollte man zudem fortfahren, die USA bei 
ihrer Einkreisungsstrategie zu unterstützen, 
um Russlands Wiederaufstieg zu verhin-
dern, sind schwere Konfl ikte vorprogram-
miert. 

Gefragt sind andere Lösungen. Tra-
ditionelle Machtpolitik ist die denkbar 
schlechteste Möglichkeit, um mit den 
Herausforderungen schwindender Öl- und 
Gasvorkommen sowie dem Klimawandel zu 
Rande zu kommen. Ein Ausbruch aus dem 
Energiedilemma muss zwei Komponenten 
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umfassen. Zum einen müssen alternative 
und zukunftssichere Energien konsequent 
gefördert werden. Nur hierdurch kann ver-
hindert werden, dass in absehbarer Zukunft 
militärisch um den letzten Tropfen Öl (und 
Gas) gekämpft wird. Andererseits ist dies 
allein aber nicht ausreichend. Denn selbst 
wenn ein solcher Aufbruch in die erneuer-
baren Energien gelingt, bleibt das Problem 
der Verfügungsgewalt. Um den Teufelskreis 
aus Energie, Macht und im schlimmsten 
Fall Krieg langfristig zu durchbrechen, muss 
der Zugang der Menschheit zu Energie plu-
ralisiert und demokratisiert werden. Ener-
gie ist keine gewöhnliche Handelsware, die 
beliebig den Kräften des Marktes sowie den 
Profi t- und Machtlogiken der jeweilig inter-
essierten Akteure bzw. Staaten unterworfen 
werden kann und darf. Deshalb ist nicht 
nur die Abkehr von Energiedinosauriern 
wie Öl und Gas sowie von der Atomkraft 
dringend notwendig, wir müssen generell 
Umdenken. Im wahrsten Sinne des Wortes: 
„Power to the People!“
Die Langfassung dieses Beitrags ist als „Studie 
zur Militarisierung EUropas 30/2007“ 
erschienen und wurde von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung unterstützt. Sie kann auf der 
IMI-Homepage heruntergeladen werden.
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